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Vorwort


Im Jahre 2015 wurden zum 200. Jahrestag der Übernahme des Rheinlandes durch Preußen zahlreiche Publikationen und Ausstellungen veröffentlicht, die die preußischen Errungenschaften im Rheinland aufgriffen und darstellten. Hierbei wurde keinesfalls eine Preußenverherrlichung inszeniert, vielmehr wurde eine kritische und konstruktive Auseinandersetzung weiter vertieft, die die Preußen mit ihren Eigenschaften von Organisation, Pflichtbewusstsein, Selbstdisziplin, Toleranz und Fleiß im Verbund bzw. Gegensatz zu den Eigenschaften der Rheinländer in Form von Fröhlichkeit, Langmut, Menschlichkeit, Flexibilität und (Gleich-)Gültigkeit beleuchtet.


Bedauerlicherweise wurde in diesem Jahre für die Ortsgemeinde Rheinbreitbach sowie die Amtsbürgermeisterei Unkel keine vertiefende Arbeit angefertigt, obwohl die Quellenlage sich hier als sehr ausgiebig erweist. Lediglich einige Auszüge zu einzelnen Themen wie dem Katasterwesen oder die Etablierung der Feuerwehr wurden hierbei veröffentlicht. Ein größerer und zusammenhängender Überblick blieb hierbei bedauerlicherweise verwehrt.


Diese Abhandlung möchte sich daher 210 Jahre nach der Übernahme des Rheinlandes durch Preußen diesem Lückenschluss widmen und der Frage nachgehen, wie sich das Leben unter den Preußen ab 1815 in den verschiedenen Lebensbereichen der Menschen in Rheinbreitbach gestaltete und veränderte. Aber selbst diese Abhandlung kann nur einen Bruchteil von dem abbilden, was an Quellenmaterial tatsächlich in den Archiven vorhanden ist und sich vielleicht noch zukünftig ergeben wird. Diese Arbeit soll daher ein Grundstein sein, auf dem zukünftige Forschungsergebnisse aufbauen können.


Um ein besseres Verständnis der Zeit zu bekommen, beginnen wir bei der weltpolitischen Situation 1815 und der Übernahme der Rheinlande durch Preußen durch die Beschlüsse des Wiener Kongresses bis zur liberalen Revolution von 1848. Danach folgen einzelne Themen zur Verwaltungsstruktur, Infrastruktur, zur wirtschaftlichen Entwicklung, zum gesellschaftlichen Leben sowie ein abschließendes Fazit.


Ursprünglich war geplant, die komplette Preußenherrschaft von 1815 bis zur Reichsgründung 1870/71 zu behandeln. Doch das Quellenmaterial ist - wie bereits geschrieben - so vielfältig und reichlich, dass dies eine einzelne Abhandlung gesprengt hätte oder zu Lasten der Qualität gegangen wäre. In den kommenden Jahren wird es daher vermutlich zu einem passenden Zeitpunkt eine Fortsetzung dieser Arbeit für den Bereich 1848 bis 1870/71 geben.


Bis dahin wünsche ich Ihnen erst einmal viel Vergnügen mit dieser Arbeit.


Thomas Napp









1. Einführung – 1815 bis 1848/49


Napoleon war noch nicht endgültig von seiner Rückkehr von der Mittelmeerinsel Elba besiegt, da unterzeichneten in Wien die Abgeordneten der Siegermächte Großbritannien, Preußen, Russland, Frankreich, Österreich, Spanien, Portugal und Schweden ein Dokument, deren Inhalte seit September 1814 verhandelt worden waren und deren Ergebnis den Frieden in Europa (zumindest zwischen den Großmächten in Europa) auf Jahrzehnte sichern würde.


Preußen hatte in diesem Vertrag, der Wiener Kongressakte, entgegen seiner Forderung, das ganze Königreich Sachsen als Kriegsentschädigung zu bekommen, nur einen Teil seiner Ansprüche erfüllt bekommen. Die anderen Verhandlungspartner (allen voran Österreich) hatten eine komplette Übernahme Sachsens verhindert, da sie befürchteten, dass Preußen eine zu starke wirtschaftliche und militärische Stellung in der Mitte Europas als neue Großmacht einnehmen würde und somit zu viel Einfluss auf die anderen deutschen Fürstentümer und Kleinstaaten sowie Österreich haben könnte. Die negativen Erfahrungen Österreichs mit Preußen im Siebenjährigen Krieg (1756-1763) dürften hier einen Anteil zur österreichischen Position beigetragen haben.


Um einen weiteren Krieg zu verhindern, hatte Preußen seine Forderungen in Bezug auf Sachsen reduziert und im Gegenzug die Zusage erhalten, das Rheinland zu bekommen. Darauf konnten sich alle Beteiligten einigen, da Preußen nun doch mit Ländereien entschädigt wurde, aber gleichzeitig militärisch und wirtschaftlich gehemmt wurde, da die zugesprochenen Rheinlande durch zahlreiche deutsche Kleinstaaten (bsp. Kurfürstentum Hessen) und Königreiche (bsp. Hannover) vom preußischen Kernland räumlich getrennt waren.


Dieser konstruktive Kompromiss wurde - wie viele andere Verhandlungsergebnisse (wie beispielsweise die Ächtung der Sklaverei oder die Zuteilung Polens an Russland) - in der Wiener Kongressakte festgehalten. Das Rheinland gehörte somit nun zu Preußen.


Ohne lange abzuwarten, begann der preußische König Friedrich Wilhelm III. sein neu erworbenes Territorium nun zu strukturieren. Er gründete das Großherzogtum Niederrhein mit den Regierungsbezirken Koblenz, Trier und später Aachen. Genau wie im Rest Preußens, wollte er nun in diesem Großherzogtum das 1794 erlassene preußische Landrecht einführen. Dieses galt zu seiner Zeit als eines der fortschrittlichsten und modernsten Gesetzeswerke. Doch die Rheinländer, in den Genuss der französischen Errungenschaften des Code civil (CC) und der darin enthaltenen Werte von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit gekommen, lehnten das preußische Regelwerk ab. Sie hatten Angst, dass die alten Gesetze aus dem Absolutismus wieder Einzug ins Rheinland halten würden. Dies bedeutete beispielsweise keine Gleichheit vor dem Gesetz, keine Trennung von Kirche und Staat oder eine wieder aufkeimende bedeutende Rolle des Adels in Wirtschaft und Politik.


In dieser Situation hatten die Rheinländer zwei große preußische Reformer als Verbündete. Zuerst war Johann August Sack bis 1816 Generalgouverneur des Großherzogtums Niederrhein. Danach folgte Karl von Ingersleben. Beide setzten sich bei Wilhelm III. dafür ein, dass die Rheinländer ihre Errungenschaften des Code civil behalten durften. Zähneknirschend nahm Wilhelm III. dies hin, wollte sich aber seine neuen Untertanen nicht zum Feind machen.


Gleichzeitig strebte Wilhelm III. eine umfassende Verwaltungsreform im Rheinland an. Ab 1822 ging das Großherzogtum Niederrhein in der neugegründeten Rheinprovinz auf. Landräte, die den neugegründeten Landkreisen vorstanden, organisierten nun die kommunalen Angelegenheiten und gewährleisteten eine direkte Umsetzung der verabschiedeten Gesetze. Für Rheinbreitbach und die heutige Verbandsgemeinde Unkel war dies zuerst der Kreis Linz, dessen Hauptsitz im Erpeler Rathaus war. Der erste und einzige Landrat dieses Landkreises war Philipp Freiherr von Hilgers. Ab 1822 ging dieser Landkreis dann im heutigen Landkreis Neuwied auf, welcher dem Regierungsbezirk Koblenz angehörte.


Weitere Verwaltungsreformen betrafen beispielsweise auch die Einführung eines rheinischen Provinziallandtages für die Rheinprovinz, der als politisches Gremium gegenüber dem preußischen König und dem Gouverneur der Rheinprovinz gelten kann. Der Landtag hatte aber eher eine ratgebende Funktion und bestand aus Vertretern der ehemaligen Reichsstände, aus Vertretern der Ritterschaft (adelige Landbesitzer) sowie aus Vertretern der Städte und Landgemeinden. Letztlich lag die Entscheidungshoheit beim preußischen König und dem Gouverneur der Rheinprovinz. Dieser „frühe Provinziallandtag“ kann eher mit einer gewählten Ständevertretung verglichen werden als mit einer parlamentarisch gewählten Bürgervertretung, so wie es später nach 1848 dann der Fall sein sollte.


Deutlich lässt sich dies beispielsweise bei der Einführung der Stadt- und Landverordnung erkennen. Trotz zahlreicher Beschwerden aus dem Provinziallandtag, die auf einer einheitlichen Rechtsgrundlage wie zur französischen Zeit beharrten, wurde letztlich eine getrennte Ordnung wie zu absolutistischen Zeiten verabschiedet.


Diese Politik stand ganz im Sinne der Heiligen Allianz vom 26. September 1815, die eine Restauration der absoluten (christlichen) Macht vorsah und den von Gott eingesetzten Monarchen ganz in den Mittelpunkt stellte. Als Garanten dieser Politik galten Österreich, Russland und Preußen. Später trat Frankreich ebenfalls hinzu. Die Unterzeichner waren der Ansicht, dass lediglich das Christentum und das Prinzip der Nächstenliebe einen dauerhaften Frieden zwischen den Ländern garantieren könnte.


Doch die besonderen Rechte im Rheinland (Code civil) sowie der Widerstand der Rheinländer gegen die restaurative Preußenpolitik ließen ein angespanntes Verhältnis zwischen Preußen und Rheinländern entstehen. Die Situation verschärfte sich noch weiter, indem im Reste Preußens immer wieder Forderungen nach Mitbestimmung und Gleichheit vor dem Gesetz laut wurden. Zudem wurde ein einheitlicher deutscher Nationalstaat (vor allem von ehemaligen Teilnehmern der Napoleonischen Kriege sowie Studenten) beispielsweise auf dem Wartburgfest 1817 gefordert. Als sich der Schriftsteller August von Kotzebue über alle Anliegen lustig machte, wurde dieser durch einen Extremisten im März 1819 ermordet. Es folgten - auf Anraten des Fürsten Metternich - im September 1819 die Karlsbader Beschlüsse, die einen Bevollmächtigten einsetzten, um die Gesinnung von Professoren und Studenten an den Universitäten zu überwachen, Burschenschaften verbot sowie kritische Schriften zensierte.


Doch der Erlass dieser Beschlüsse schürte nur den Unmut in der liberal gesonnenen Bildungsbürgerschaft, im langsam aufkeimenden Wirtschaftsbürgertum und im Rest der Bevölkerung. Besonders im Rheinland sah man diese Beschlüsse mit Unmut, da sie die einst lieb gewonnenen Rechte der Franzosenzeit (beispielsweise die freie Meinungsäußerung) einschränkten.


Als die Pariser Julirevolution 1830 losbrach, war es daher keine Überraschung, dass sich die Rheinländer bzw. die angrenzenden Pfälzer ebenfalls erhoben und eine Kundgebung auf dem Hambacher Schloss im Mai 1832 mit Teilnehmern aus allen gesellschaftlichen Milieus (Arbeiter, Handwerker, Bürger uvm.) abhielten. Hierbei wurde das erste Mal die Forderung laut, die Monarchie und die Fürstenherrschaft abzuschaffen.


Erschrocken von dieser Forderung, verschärften die Preußen (sowie die Österreicher und die anderen deutschen Staaten) auf Anraten Metternichs im Juni 1832 weitere Gesetze, die die Rechte der Menschen und der einzelnen Länder zur Meinungsäußerung sowie zum Versammlungsrecht weiter einschränkten.


Doch die Gedanken zu Demokratie, Liberalismus und einem einheitlichen deutschen Nationalstaat ließen sich damit nicht weiter unterdrücken. Hinzu kamen wirtschaftliche Missstände wie Hungersnöte, die Verarmung der ehemaligen Leibeigenen durch die Bauernbefreiung, fehlende Arbeit und eine stark wachsende Bevölkerung.


Diese Entwicklungen waren erste Ausläufer der beginnenden Industrialisierung, die vor allem für die Bürgerschaft und die Besitzenden Vorteile brachte. Eine der großen Errungenschaften und ein erster Schritt zu einem gemeinsamen Nationalstaat stellt daher die Gründung des Deutschen Zollvereins 1834 dar, der es ohne Zollabgaben möglich machte, durch alle deutschen Staaten zu reisen. Für Preußen und das Rheinland bedeutete dies, dass trotz der räumlichen Trennung des Staatsgebietes ein direkter Handel und Austausch der Waren nun ohne größere Beschränkungen theoretisch möglich war. Gleichzeitig führte die Industrialisierung aber auch zu weitgehenden Veränderungen innerhalb der ländlichen Hausgemeinschaft. Der Weberaufstand von 1844 zeigt sehr anschaulich, wie der Einsatz von Maschinen (mechanischer Webstuhl) die häusliche Arbeit des Webens überflüssig machte und somit zahlreichen Haushalten die Existenzgrundlage nahm. Es entstand eine besitzlose Arbeiterschaft, die gerade im rheinischen Ruhrgebiet unter den dortigen Arbeitern sowie bei den Rheinschiffern zu finden war. Hier lässt sich besonders erwähnen, dass in Erpel zahlreiche Schiffer beheimatet waren, die dann sozialistisch oder kommunistisch eingestellt waren.


Diese Entwicklung führte dann letztlich auch im Februar 1848 zum Kommunistischen Manifest durch Karl Marx und Friedrich Engels, die auf die Missstände der beginnenden Industrialisierung hinwiesen.


Als im Februar 1848 weitere französische Unruhen ausbrachen, die die Absetzung des Königs und die Ausrufung einer neuen Republik zur Folge hatten, kam es auch in Preußen und den Rheinlanden zu Aufständen. In Berlin kam es zu Barrikadenkämpfen, die blutig mit über 200 Toten niedergeschlagen wurden und beinahe den Sturz des erst 1840 eingesetzten Preußenkönigs Wilhelm IV. zur Folge gehabt hätten. Erst als der Preußenkönig zustimmte, dass eine einheitliche, von den Menschen ausgearbeitete Verfassung, die Rechte des Staates und der Bürger zukünftig lenken sollte, endeten die Aufstände, und es begannen Vorbereitungen zur Wahl einer verfassungsgebenden Nationalversammlung.


Infolgedessen wurde in Frankfurt ab März 1848 ein Parlament zur Ausarbeitung einer Verfassung und zur Einsetzung einer Nationalversammlung eingesetzt, welches ab Mai 1848 zum ersten gesamtdeutschen Parlament führte. Unter den über 800 gewählten Abgeordneten, die in der Paulskirche zusammentraten, kamen führende Vertreter des Parlaments auch aus dem preußischen Rheinland, die nun die Ideen von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit für Preußen und ein geeintes Deutschland (mit Österreich) umsetzen wollten.


Doch so einfach, wie sich die Revolutionäre es sich vorgestellt hatten, wurde die Diskussion im neu gewählten Parlament nicht. Relativ zügig stießen die unterschiedlichen Ansichten aufeinander, die sich im Wesentlichen an dem Gedanken entzündeten, ob die Monarchie komplett abgeschafft werden solle oder ob es eine großdeutsche (Zusammenschluss Österreich, Preußen und den kleindeutschen Staaten) oder eine kleindeutsche Lösung ohne Österreich geben soll.


Je länger diese Debatte um diese Streitpunkte dauerte, desto mehr schwand die Hoffnung der Abgeordneten, eine wirkliche Veränderung in Bezug auf eine einheitliche Verfassung und auf demokratische Grundrechte herbeiführen zu können. Letztlich einigte man sich im April 1849 auf eine kleindeutsche Lösung und eine Verfassung, die den preußischen König als Wahlkönig vorsah und die Bürgerrechte wie die Glaubens-, Meinungs- und Berufsfreiheit sowie ein allgemeines Wahlrecht beinhalteten.


Während der sich hinziehenden Diskussion hatten sich die monarchischen Kräfte jedoch vom Schock der Revolution von 1848 erholt, sodass der preußische König Wilhelm IV. die an ihn herangetragene Krone aus der Hand der Revolutionäre ablehnte. Die Revolution war schallend gescheitert. Die darauffolgenden radikaldemokratischen Aufstände, die die Absetzung des Königs zum Ziel hatten und unter anderem in der Pfalz (Teil der preußischen Rheinprovinz) stattfanden, wurden blutig vom Militär niedergeschlagen.
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